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Liebe Europafreundinnen, liebe Europafreunde, 

„Niemand weiß, wann wieder Normalität herrschen wird, ob noch in 
diesem Jahr oder erst 2021. Die wirtschaftlichen Folgen der Seuche 
werden in jedem Fall dramatisch sein. Das gilt für Deutschland wie 
für Europa, für alle EU-Mitgliedstaaten, die EU, aber auch die Welt 
insgesamt. Die Staatsverschuldung wird überall massiv zunehmen. 

Insbesondere für die Eurozone ist das ein gravierendes Problem, weil 
die Diversität der Fiskalpolitiken und staatlichen Refinanzierungs-
bedingungen bei einheitlicher Geldpolitik zu einer Unwucht führt, die 
dazu angetan ist, die Statik des Euro erneut in eine erhebliche 
Schieflage zu bringen. 

Wenn Europa nicht auch wirtschaftlich zu einer zweit- bis dritt-
rangigen Macht herabsinken und seine relative Unabhängigkeit 
verlieren will, wird kein Weg an einem gemeinsamen Anleihemarkt 
vorbeiführen. Europa insgesamt, auch die Beitrittskandidaten auf 
dem Westbalkan, wo der Einfluss von dritten Mächten bereits sehr 
groß ist, werden ein Wiederaufbauprogramm benötigen. 

Ein europäischer Marschallplan ist tatsächlich geboten und sollte 
weitsichtig als Zukunftsinvestition beurteilt werden. Die USA in-
vestierten massiv in die westeuropäische und damit letztlich in die 
eigene Sicherheit und die Durchsetzung der Demokratie im kriegs-
zerstörten, ihrem Einflussbereich zuzurechnenden Teil Europas. Die 
europäische Einigung, die mit der Schuman-Erklärung ihren Anfang 
nahm, steht damit in engstem strategischem Zusammenhang. 

Europäische Anleihen gilt es nun auch strategisch zu beurteilen. Das 
bedeutet nicht, dass eine gemeinsame Schuldnerhaftung frisches 
Geld für alte Probleme beschafft und jeder Staat machen kann, was 
er will. Zur Solidarität gehört auch Solidität. Haftung kann nicht völlig 
von Verantwortung entkoppelt werden, wenn Europa mit der 
Zuversicht, die im einen Teil des Kontinents geschaffen werden soll, 
Akzeptanz im anderen nicht verlieren will. 
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Die Frage ist nur, wie diese Auflagen vereinbart und ihre Einhaltung 
überwacht werden. Das muss – anders als in der Staatsschuldenkrise 
– in einer Balance geschehen, die Augenhöhe sichtbar macht und 
Gemeinsamkeit spürbar. Ob dafür der Streit in den Gräben alter 
Begrifflichkeiten zielführend ist, darf füglich bezweifelt werden. 

Sollten die EU-Verträge europäische Anleihen aufgrund der No-
Bailout-Regel nicht zulassen, könnten gemeinsame Schuldscheine 
völker- und bis zu einer Vertragsänderung nicht auf europarechtlicher 
Grundlage vereinbart werden. Dies würde zudem die Möglichkeit 
eröffnen, Anforderungen an die demokratische und rechtsstaatliche 
Verfasstheit der beteiligten Länder zu stellen. Solche Auflagen täten 
nämlich angesichts der Entwicklungen in einzelnen EU-Staaten not, 
während dem EU-Recht nicht zuletzt aufgrund des Einstimmig-
keitsgebots in Rechtsstaatsverfahren effektive Hebel für Sanktionen 
fehlen. 

Wer meint, die Frage europäischer Anleihen sei nur mit nationaler 
Brille zu betrachten, der wird, wenn sich diese Haltung durchsetzt, 
ein böses Erwachen erleben.“ 

 

 

(Aus einem Statement, dass der Präsident Rainer Wieland und der 
Generalsekretär Christian Moos unseres Bundesverbandes der 
Europa – Union Deutschland für das europäische Nachrichtenportal 
Euractiv.de am 14. 04. 2020 gegeben haben) 
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Notstand måkt erfinnerisch 

Aus einer plattdeutschen Kolumne zur Corona-Krise 

von Behrend Böckmann aus Kirch Rosin bei Güstrow 

 

„So sünd inn’n Momang nich die bekannten teihn Gebote ut’n Kate-
chismus, sonnern disse intauhollen: 

 

1. Du sasst Afstand hollen. 
2. Du dörpst keinen anpruuschen. 
3. Du mösst di die Hänn‘ ümmer un ümmer wedder waschen. 
4. Stöt Dören mit’n Muskantenknåken up. 
5. Besäuk öllere Lüd in Krankenhus orrer Öllerheim nich. 
6. Betåhl mit dien Geldkort un nich in bor. 
7. Köp nich as’n Hamster in. 
8. Nähm Gummihandschen för denn Inkopswågen. 
9. Seih af von unnödig Begägnungen. 
10. Sett di ‚online‘ mit anner in Verbinnung.  

 
Caronna-Sonnerberichten gifft dat von Stunn tau Stunn, von Åbend 
tau Åbend. Böt Musik dortau fählt noch. Sall man wat ut ‚Leningrader 
Symphonie‘ von Schostakowitsch orrer wat ut ‚Les Preludes‘ von Franz 
Liszt utwählen orrer leiwers denn ollen Schlåger ‚Am 30. Mai ist der 
Weltuntergang‘ von 1954 singen?“ 
 

(Aus der „Schweriner Volkszeitung“ vom 28./29. 03. 2020) 
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Ein Resümee  

Zur Sendung mit der Ministerpräsidentin von MV , 
Frau Manuela Schwesig, in NDR 1 Radio MV am 08. 04. 2020 

 

Es sei vorangestellt: 

Nichts gegen den Auftritt der Ministerpräsidentin! Frau Schwesig hat 
kompetent gesprochen, die Fragen ausreichend beantwortet, Be-
gründungen für verschärfte Schutzmaßnahmen gegeben und für 
Verständnis für die Erschwernisse geworben. Dafür gebührt ihr Aner-
kennung! 

Nicht zu akzeptieren ist die Art und Weise der Sendung. Zeitweise 
entstand der Eindruck, dass es sich um eine Werbeveranstaltung für 
den Sender NDR 1 Radio MV handeln würde. Der Frühaufsteher  und 
Vielredner Marco Vogt war in diesem Sinne eifrig tätig und nahm für 
sich viel zu viel Sendezeit in Anspruch. 

Durch die relativ vielen Musikeinspielungen entstand der Eindruck, 
dass hier eigentlich mehr eine Schlagersendung geboten wurde. Und 
warum die Antworten der Ministerpräsidentin auf die Hörerfragen 
mit einem störenden Musikgeräusch unterlegt werden mussten, ver-
steht wohl nur die Regie der Sendung! 
 
Für künftige ähnliche Sendungen ist wohl mehr Nachdenken nötig! 
 

Joachim Gasiecki 
 
 

 
Die von der Landesregierung vorgesehenen Maßnahmen zu 

Reisebeschränkungen in Mecklenburg-Vorpommern 
mussten nach einer Entscheidung des Verwaltungsgerichts 

in Greifswald vom 09. 04. 2020  
zurückgezogen werden.  
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Europa in der Corona-Krise: Wir müssen das jetzt 
richtig machen 

Von unserem Mitglied Reinhard Bütikofer, MdEP 
(Aus der Kolumne „BÜTIS Woche“ auf seiner Hompage) 

 
Krisenzeiten sind Zeiten, in denen Gewissheiten erschüttert werden, 
in denen lange schwärende Fragen auf einmal mit Macht zur Ent-
scheidung drängen, aber auch Zeiten, in denen Neues zum Durch-
bruch kommen kann. So eine Krisenzeit erleben wir gerade. Nun ist 
Europa Krisen gewohnt. Es ist nur ein teilweise ironischer Satz, zu 
sagen, dass Europa seinen Krisen viel verdankt, weil ohne diese der 
Ausbruch aus lange fruchtlosen Routinen oft nicht möglich gewesen 
wäre. Niemand wird behaupten, dass Europa nicht auch in den 
letzten Jahren reichlich und auf vielen Feldern mit Herausforder-
ungen, Problemen und Krisen gesegnet gewesen wäre. Doch die 
Corona-Krise spitzt viel von dem, was uns schon eine ganze Weile 
begleitete, in einer Weise zu, dass sich daraus die Notwendigkeit 
wesentlicher Weichenstellungen ergibt. … 

Eine Schwäche, an der Europa schon viel zu lange laboriert, ist der 
Mangel an innereuropäischer Solidarität. … Doch die Solidaritäts-
lektion wurde bis jetzt nicht wirklich gelernt. 

Eine zweite Verwerfungslinie in der Europäischen Union ist seit 
langem die Front zwischen dem Kampf um mehr Demokratie 
einerseits und nationalistisch-autoritär-extremistischen Tendenzen 
andererseits. … Das bedingungslose Festhalten an der Demokratie 
darf nicht zur Disposition gestellt werden, wenn die EU nicht ihre 
Grundwerte verraten und damit ihre Seele verlieren will. … 

Und dann gibt es noch einen dritten Bereich, in dem man der EU-
Politik leider attestieren muss, sie befinde sich in einem merkwürdi-
gen „Sleepwalking“-Modus. Das ist die europäische Außenpolitik, die 
noch nie wirklich unsere starke Seite war, von der sehr erfolgreichen 
Tradition der EU-Erweiterungspolitik einmal abgesehen. … 
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Die EU steht nicht gut da in der Krise. Sie hat, so scheint es, nur die 
Auswahl zwischen schwachen demokratischen Anführern und auto-
kratischen Verführern. Und doch will ich daran glauben, dass es uns 
gelingen kann, in der Krise, weil wir wissen, dass wir, wenn jedes EU-
Land national auf sich allein gestellt wäre, sicher scheitern müssten, 
dass es uns gelingen kann, eine neue Seite aufzuschlagen. Eine Seite 
mit mehr ökonomischer und sozialer Solidarität, geprägt von er-
neuertem demokratischen Geist und bereit zu globaler Verant-
wortung. … Das Hauptproblem liegt darin, dass im Moment in zu 
vielen Mitgliedsländern der nationale Eigennutz und Eigensinn 
vorherrschen. Können wir Bürger das nicht ändern, dann hat das für 
unser europäisches Projekt fatale Folgen. Doch wenn es besonders 
dunkel erscheint, können wir uns an Bert Brecht erinnern, der 1944 
in seinem Lied von der Moldau schrieb: „Am Grunde der Moldau 
wandern die Steine. Es liegen drei Kaiser begraben in Prag. Das Große 
bleibt groß nicht und klein nicht das Kleine. Die Nacht hat zwölf 
Stunden, dann kommt schon der Tag.“ 
 

 
Es gibt sehr wohl Solidarität! 

(Aus der dänischen Zeitung „Politiken“ vom 01. 04. 2020)  
 

„Denn zur Wahrheit gehört auch, dass es trotz allem noch 
europäische Solidarität gibt. Länder nehmen Patienten aus anderen 
Ländern auf, es werden Materialien gestiftet, gemeinsame Bestellun-
gen aufgegeben, es wurde der Im- und Export von Lebensmitteln und 
medizinischen Gütern sichergestellt ..., gemeinsam wurde Geld für 
die Forschung an Corona-Impfstoffen abgesetzt, es wurden Aus-
nahmeregelungen für die Wirtschaftsförderung bzw. -subventio-
nierung erlassen, die Mitglieder dürfen mehr Schulden machen als 
sonst, es wurde ein riesiges Rettungspaket ... geschnürt, und der 
Stabilitätsmechanismus, der aus der Finanzkrise hervorging, soll auch 
genutzt werden. Vielleicht ist die EU gerade nicht die lauteste Stimme 
in der Krise. Aber sie funktioniert in dem Rahmen, den die nationalen 
Regierungen zulassen, einigermaßen effektiv.“ 
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Bundeskanzlerin Merkels Corona-Statement vom 06. 04. 
2020: Neue Maßnahmen und bisherige Ergebnisse 
 

Angela Merkel (CDU) hat dazu aufgerufen, die Europäische Union in 
der Corona-Krise entschlossen zu verteidigen. Die Union stehe vor 
der größten Bewährungsprobe seit ihrer Gründung, sagte die 
Kanzlerin am Montag in Berlin. Die Pandemie sei ein "symmetrischer 
Schock", der alle Staaten gleichermaßen betreffe. Es sei das Interesse 
aller EU-Staaten, auch Deutschlands, dass Europa stark aus dieser 
Bewährungsprobe hervorgehe. "Auch Deutschland wird es auf Dauer 
nur gut gehen, wenn es Europa gut geht", sagte sie. Die Antwort auf 
die Corona-Krise könne nur sein: ein stärkeres Europa und mehr 
Europa. 
 
Deutschland muss als Konsequenz aus der Corona-Krise nach 
Darstellung von Bundeskanzlerin Angela Merkel außerdem eine 
eigene Produktion für Schutzbekleidung aufbauen. Dazu werde im 
Bundeswirtschaftsministerium ein eigener Stab eingerichtet, kündig-
te Merkel an. Deutsche, EU-Bürger und langjährig in Deutschland 
lebende Ausländer sollen künftig grundsätzlich für zwei Wochen in 
häusliche Quarantäne, wenn sie aus dem Ausland in die 
Bundesrepublik zurückkehren. Auf diese Empfehlung an die 
Bundesländer einigte sich das Corona-Krisenkabinett am Montag in 
Berlin. Wie aus dem Beschluss hervorgeht, gilt die neue Regelung 
aber erst ab dem 10. April und nur für Menschen, die sich für 
mehrere Tage im Ausland aufgehalten haben - und damit nicht für 
Berufspendler.  
 
Auf einen möglichen Exit-Plan oder gar ein konkretes Exit-Datum 
angesprochen, hielt sich die Kanzlerin weiterhin bedeckt. "Wir wären 
eine schlechte Bundesregierung, wenn wir nicht intensiv darüber 
nachdenken würden, wie wir - auch bei Einhaltung des 
Gesundheitsschutzes - das Leben wieder hochfahren könnten", 
erklärte Merkel in der Pressekonferenz.  
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Gerd B. Achenbach 
„Was Not tut ist Gelassenheit” – Mein Wort zur Corona-Krise 

(Philosophische Praxis Gerd B. Achenbach, April 2020) 
 
 

„Das neuartige Virus aber ist allenfalls der Anlass für die 
offensichtliche Erregung, die so viele erfasste und eine Zeit lang 
nahezu kein anderes Thema mehr als gesprächswürdig zuließ, ja, mit 
etwas Mut lässt sich sogar sagen: dieses skurrile Eiweißpartikel, 
hässlich obendrein, auch wenn ihm seine Aufmachung den Namen 
„Corona” eingetragen hat – Corona, zu deutsch: Krone) – dieser 
Winzling mit Krönchen aus Biomaterial, von sich aus impotent und 
nicht einmal fähig, sich selbst zu reproduzieren, nein, zu seiner 
Redupli-kation ist der Schmarotzer ausgerechnet auf uns und einige 
ihm günstige Zellen in uns angewiesen, was ihm dann allerdings – in 
aller Regel jedenfalls und Gott sei Dank! – nicht gut bekommt, denn 
... unsere innere Apotheke macht den argen Parasiten – nochmals: in 
aller Regel –  schnellstens dingfest und schickt ihm die Makrophagen 
auf den Hals, die ihn schlichtweg von der Stelle weg verputzen, und 
außerdem – zum dritten Mal sage ich: „in aller Regel“ –: unser 
inwendige Arzt merkt sich den Eindringling auch noch ... für den Fall 
nämlich, er sollte es noch einmal wagen, uns ungebeten 
heimzusuchen – man nennt das, wie Ihr wisst, „Immunität” –, … 
dieser schlimme Zuwanderer also, sagte ich, sei allenfalls der Anlass 
der herrschenden Erregung, nicht ihr Urheber, und ihre Ursache 
schon mal gar nicht. Nein, für Aufregung haben wir selbst gesorgt, 
oder, um Ross und Reiter zu nennen, wie es heißt, es sind 
gewissermaßen in – Stellvertreterschaft für uns – die Medien! ... 

Doch vielleicht verhält es sich in Wahrheit anders, und es wäre besser 
und gesundheitsförderlicher obendrein gewesen, wenn das Virus 
nicht verschreckte, ängstliche, um ihr Leben bange Menschen ange-
troffen hätte, sondern solche, die nüchtern, sachlich und besonnen 
wohl Gefahren sehen, in ihren Dimensionen aber nicht verzerren, 
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sondern aus Erfahrung wissen, dass die Natur seit jeher mit Viren 
umzugehen wusste und es wohl auch nicht verlernt hat. Ich will es 
einmal anders sagen und möglichst simpel: So wie der Tod zum Leben 
hinzugehört und dieses ohne jenen nicht zu haben ist, so die Viren 
zur Artenvielfalt der Natur. Ja, es ist im Grunde eine Folge versäumter 
Aufklärung, in solchem Maße erschreckt zu reagieren, wie dies in den 
öffentlichen Blättern und Kanälen in den Zeiten der Corona-Krise 
überall geschah, wenn man etwa dieses sonderbare Virus als die 
beispiellose Geißel einer ihr schutzlos ausgelieferten Menschheit 
ausgab. Das aber wurde suggeriert, nicht zuletzt durch nachrichten-
stündlich einlaufende, schreckenverbreitende Zahlen –  Zahlen, die 
mit ihrer vermeintlich unbestechlichen Sachlichkeit in der Aura 
wissenschaftlicher Strenge daherkamen. … 

Ein Kommentar, der kürzlich in der WELT zu lesen war, kann uns auf 
die Sprünge helfen. Sein Autor, Richard Kämmerling, fragt sich, was 
die Folgen der Krise sein werden, wenn sie dann einst überstanden 
sein wird. Und er spekuliert – ich zitiere –: 

Unsere Wahrnehmung werde dann einen gewaltigen Realitätsschub 
erlebt haben: Dann werden wir wissen - ich ergänze: wieder wissen - : 
Das Leben ist kostbar, die Gesundheit fragil, der Mensch ein 
biologisches Wesen, das von Krankheit, Unglück und Tod nicht nur im 
unglücklichen Einzelfall, sondern massiv und dauerhaft bedroht ist. 

Das werde die Einsicht sein, die aus dem Unglück zurückbleiben 
werde. Ja, das ist richtig.“  

 

(Aus einem „Vortrag ohne Zuhörer” in Zeiten des 
Veranstaltungsverbotes von der Webseite des Autors) 
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Krisenzeit und die Frage der 
„Eurobonds“ oder „Coronabonds“ 

------------------------------------------------------------------- 
Rainer Wieland, Präsident der EUD, mahnte am 24. 03. 2020: 
 
„In der Staatsschuldenkrise gab es noch gute Argumente gegen 
Eurobonds, also gemeinsam garantierte europäische Schuldverschrei-
bungen. Die Corona-Pandemie verändert aber alles. Die Zeit ist jetzt 
reif für europäische Anleihen.“ Ein zentrales Argument für Wieland 
sind die Fortschritte, die in der Bankenunion bereits erzielt wurden. 
„Der europäische Gesetzgeber hat unglaublich viel dafür getan, dass 
die europäischen Banken heute über mehr Liquidität verfügen und 
Kredite besser abgesichert sind. Somit ist eine wesentliche Voraus-
setzung für eine Risikoteilung gegeben, die zu Beginn des vergan-
genen Jahrzehnts noch nicht da war“, zeigt sich Wieland überzeugt. 
„Wir müssen einen Weg der Vernunft und der Solidarität finden, den 
wir verantwortlich gehen können. Wir können die wechselseitige 
Absicherung durch ein europäisches Anleiheprogramm mit Reform-
vereinbarungen verbinden, die wir auf Augenhöhe verbindlich mit-
einander eingehen. Die Menschen werden sinnvolle Reformen ange-
sichts der elementaren Herausforderung, vor der wir stehen, zu 
unterstützen bereit sein. 
 

 

Eurobonds  
 

Eurobonds definieren sich zum einen als Euromarktanleihe, zum 
anderen als gemeinschaftliche Anleihe der Euroländer.  

In Form einer Euromarktanleihe dienen sie als Kapitalbeschaffung in 
ausländischer Währung um z. B. ein Währungsrisiko zu umgehen. 
Eurobonds der europäischen Länder werden als gemeinschaftliche 
Anleihen ausgegeben, um bonitätsschwachen Ländern eine Kapital-
beschaffung zu günstigeren Zinsen zu ermöglichen. Sie dienen als 
Ergänzung von Staatsanleihen, ersetzen diese aber nicht. 
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Corona-Bonds sind keine Euro-Bonds 
 

Der Direktor des Instituts der Deutschen Wirtschaft, Michael Hüther, 
erinnerte am 05. 04. 2020, dass es hier nicht um eine neue Finanz-
architektur auf Dauer gehe, sondern um ein einmaliges Krisen-
instrument. "Wir haben jetzt eine ganz besondere Situation." Keiner 
sei für diesen Corona-Schock verantwortlich. "Und wir haben unter-
schiedliche Betroffenheiten in der Eurozone." Corona-Bonds seien 
keine Euro-Bonds, sagte Hüther mit Blick auf die Diskussion in der 
Euro-Schuldenkrise vor zehn Jahren. Damals war von Euro-Bonds die 
Rede. Eingeführt wurden diese jedoch nicht, weil es schon damals 
große Widerstände gab: Wirtschaftlich starke Länder fürchteten, 
über Jahre für die Schulden bereits hoch verschuldeter Staaten wie 
Griechenland oder Italien mithaften zu müssen. Stattdessen wurde 
der Euro-Rettungsschirm ESM gegründet. 
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POLITIKEN (DK) 

Solidarität bedeutet jetzt Euro-Bonds 
 
 „Die EU hat keine nennenswerten Kompetenzen im Gesundheits-
bereich, mögen manche einwenden. Das stimmt, aber die Corona-
Krise ist mindestens ebenso sehr eine Wirtschafts- wie eine 
Gesundheitskrise. Und in Sachen Wirtschaft hat die EU viele Stärken 
und Möglichkeiten. ... Deutschland und die Niederlande lehnen Euro-
Bonds kategorisch ab. Nicht ohne Grund, befürchten sie doch, die 
Rechnung für die leichtfertigere Wirtschaftspolitik der Südeuropäer 
zahlen zu müssen. ... Aber in einer Stunde wie dieser muss die EU 
helfen und ihren Wert beweisen. Frankreichs Finanzminister Bruno Le 
Maire formulierte es auf einem EU-Gipfel kürzlich so: 'Die grund-
legende Frage ist letztlich einfach: Stehen wir zusammen oder nicht?' 
Diese Frage sollte sich selbst beantworten.“ 
 
 

Gemeinsame europäische Antwort auf die Corona-
Wirtschaftskrise 

Einigung der EU-Finanzminister nach zwei Verhandlungsrunden am               
09. 04. 2020 

 

Die Corona-Krise ist auch eine Herausforderung für den europäischen 
Zusammenhalt. Vor allem die südlichen EU-Staaten wie Spanien, 
Frankreich oder Italien stehen unter beispiellosem finanziellen Druck, 
sie fordern Solidarität von den nördlichen Partnern wie Deutschland. 
Vereinbart wurde: 
 
Zum Europäischen Stabilitätsmechanismus ESM: 
 
Er heißt oft einfach auch nur: Euro-Rettungsschirm. Der ESM wurde 
in der großen Finanzkrise vor 10 Jahren gegründet, um Länder wie 
Portugal, Irland, Zypern und vor allem Griechenland vor der 
Staatspleite zu bewahren. Die Regierungen konnten sich beim ESM zu 
günstigen Konditionen Geld leihen, mussten aber im Gegenzug eisern 
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sparen und ihr Land reformieren. In der Corona-Krise könnten die 
Auflagen abgemildert werden oder sogar ganz weg-fallen. Aus dem 
ESM stehen bis zu 240 Milliarden EURO zur Verfügung. 
 
Zur europäischen Investitionsbank EIB: 
 
Sie könnte kleinen und mittleren Unternehmen, die wegen der 
Corona-Epidemie knapp bei Kasse sind, mit zusätzlichen Krediten 
unter die Arme greifen. Wenn die EU-Mitgliedsstaaten 
entsprechende Garantien übernehmen, will die EIB bis zu 200 
Milliarden Euro auftreiben und zu niedrigen Zinssätzen 
weiterverleihen. Das Geld soll, wie es heißt, "ein Schutzschild für 
europäische Firmen" sein, die in finanziellen Schwierigkeiten stecken. 
Anders als die ESM-Kreditlinien, die nur den 19 Eurostaaten offen 
stünden, wäre das ein Angebot an alle 27 EU-Staaten. 
 
Zum europäischen Kurzarbeitergeld SURE: 
 
Die Abkürzung steht für "Support mitigating Unemployment Risks in 
Emergency“ = "Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in Ausnahme-
situationen". Kurzarbeitergeld klingt da natürlich deutlich griffiger. 
Bis zu 100 Milliarden Euro will die EU-Kommission für günstige 
Kredite mobilisieren, damit Betriebe und Selbstständige ihre 
Beschäftigten trotz Krise nicht feuern müssen. 
 
Damit stellt die Europäische Union rund 500 Milliarden Euro 
Unterstützungsmittel zur Verfügung! 
 
Außerdem wurde ein befristeter Fond zur Unterstützung der 
wirtschaftlichen Erholung in besonders von der Krise betroffenen 
Ländern vereinbart. Details sind jedoch noch zu klären. 
 
Die Fortführung der Diskussion über die Euro- bzw. Coronabonds 
wurde vertagt. 
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Dienen Maßnahmen zum Schutz vor dem Coronavirus 
als Vorwand zur Schmälerung der Demokratie? 

 

 
 

Grundwerte in Zeiten der Krise 

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat die 
Mitgliedstaaten mit Blick auf ihre Notfallmaßnahmen wegen der 
Corona-Pandemie zur Einhaltung der europäischen Grundwerte 
aufgerufen. „Es ist äußerst wichtig, dass die Notfallmaßnahmen nicht 
auf Kosten unserer in den Verträgen verankerten Grundprinzipien 
und Werte gehen. Demokratie kann ohne freie und unabhängige 
Medien nicht funktionieren“, sagte von der Leyen. Dreizehn 
Mitgliedstaaten, darunter Deutschland, begrüßten das Vorgehen der 
EU-Kommission. In einer gemeinsamen Erklärung äußerten sie ihre 
„tiefe Besorgnis“ darüber, dass „die Prinzipien von Rechtsstaat-
lichkeit und Demokratie sowie die Grundrechte durch die Annahme 
gewisser Notmaßnahmen verletzt werden.“ EU-Justizkommissar 
Didier Reynders erklärte, die Kommission werde die ungarischen Not-
standsgesetze prüfen und die Umsetzung durch die Regierung 
überwachen. Gegen Ungarn läuft bereits ein Verfahren, in dem 
geprüft wird, ob die Regierung des Landes rechtsstaatliche Prinzipien 
verletzt. 
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Zur Osteransprache der 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig 

Am 11. 04. 2020 hat die Ministerpräsidentin unseres 
Bundeslandes, Manuela Schwesig, eine kurze Osterbotschaft 
an alle Bürgerinnen und Bürger des Landes gerichtet. 

Wir haben sie sicher alle in Rundfunk und Fernsehen und in 
der Presse zur Kenntnis genommen. Deshalb bringen wir an 
dieser Stelle auch keine langen Auszüge aus dieser Rede. 
Bemerkenswert erscheint uns besonders zu sein: 

- Da gab es zum wiederholten Male den Dank an die 
Bevölkerung unseres Landes für Geduld und Aushalte-
vermögen gegenüber den erforderlichen Schutzmaß-
nahmen. 

- Da war auch der Hinweis, dass wir die bisher bewiesene 
Geduld noch für einen längeren Zeitraum brauchen werden. 

- Da stand die deutliche Mahnung im Raum, nicht zu früh die 
Normalität unseres Lebens herstellen zu wollen: 

„Wir sind mitten im Kampf gegen Corona!“ 

Das zu beachten ist auch eine Aufgabe für unseren Verein! 
Wir werden uns weiterhin darum bemühen, in unseren 
Informationen an Mitglieder und Interessenten die aktuelle 
Entwicklung in der Europäischen Union hervorzuheben. 

__________________________________________________ 
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Aus der Osteransprache des Bundespräsidenten 
Walter Steinmeier 

 

„Nein, diese Pandemie ist kein Krieg. Nationen stehen nicht gegen 
Nationen, Soldaten nicht gegen Soldaten. Sondern sie ist eine 
Prüfung unserer Menschlichkeit. Sie ruft das Schlechteste und das 
Beste in den Menschen hervor. Zeigen wir einander doch das Beste in 
uns! 

Und zeigen wir es bitte auch in Europa! Deutschland kann nicht stark 
und gesund aus der Krise kommen, wenn unsere Nachbarn nicht 
auch stark und gesund werden. Diese blaue Fahne hier steht nicht 
ohne Grund dort. Dreißig Jahre nach der Deutschen Einheit, 75 Jahre 
nach dem Ende des Krieges sind wir Deutsche zur Solidarität in 
Europa nicht nur aufgerufen – wir sind dazu verpflichtet! 

Solidarität – ich weiß, das ist ein großes Wort. Aber erfährt nicht 
jeder und jede von uns derzeit ganz konkret, ganz existenziell, was 
Solidarität bedeutet? Mein Handeln ist für andere überlebenswichtig. 

Bitte bewahren wir uns diese kostbare Erfahrung. Die Solidarität, die 
Sie jetzt jeden Tag beweisen, die brauchen wir in Zukunft umso 
mehr! Wir werden nach dieser Krise eine andere Gesellschaft sein. 
Wir wollen keine ängstliche, keine misstrauische Gesellschaft wer-
den. Aber wir können eine Gesellschaft sein mit mehr Vertrauen, mit 
mehr Rücksicht und mit mehr Zuversicht.“ 

 

 

 

 



 
19 

 

 

Erste Schritte zur Lockerung der Corona-
Schutzmaßnahmen 

 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit den Ministerpräsidenten 
der Länder am 15. 05. 2020 beraten, ob und in welchem Maße die 
Schutzmaßnahmen gegen das Coronavirus gelockert werden kön-
nen und damit in der gesamten Bundesrepublik wieder die Rück-
kehr zur Normalität eingeleitet wird. Im Detail bedeutet das: 

- Die bestehenden Kontaktbeschränkungen bleiben zunächst bis 
zum 03. 05. 2020 bestehen. Eine allgemeine Schutzmaskenpflicht 
wird nicht eingeführt, aber je nach den vorhandenen Bedingungen 
wird eine erforderliche Anpassung an die Situation „dringend 
empfohlen“, eben auch durch Nutzung von Schutzmasken, besonders 
im öffentlichen Nahverkehr und im Einzelhandel. 

- Geschäfte bis zu einer Größe von 800 m² Verkaufsfläche können 
ab 20. 04. 2020 wieder geöffnet werden. Kleinere Geschäfte ohne 
größeren Publikumsverkehr (Buch-, Kfz- und Fahrradhändler) können 
ohne Berücksichtigung der Verkaufsfläche öffnen. 

- Friseurbetriebe dürfen unter Nutzung von persönlicher Schutz-
bekleidung ihre Arbeit ab 04. 05. 2020 wieder aufnehmen. 

- Restaurants, Bars, Kneipen und ähnliche Einrichtungen bleiben 
grundsätzlich bis auf weiteres geschlossen. Hotels bleiben ebenfalls 
für jede touristische Nutzung gesperrt. 

- In Kirchen und anderen Einrichtungen von Glaubensgemein-
schaften dürfen weiterhin keine Zusammenkünfte stattfinden. 

- Die bestehenden Kontrollen an den Außengrenzen werden 
zunächst bis zum 04. 05. 2020 verlängert. 

- Großveranstaltungen bleiben bis zum 31. 08. 2020 untersagt. 
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- In Pflegeeinrichtungen, Seniorenheimen usw. sollen je nach den 
vorhandenen Bedingungen und nach Bedarf Möglichkeiten gesucht 
werden, die völlige Isolation aufzuheben. 

- Hinsichtlich der Schulen können die Bundesländer selbst über 
eine teilweise Öffnung je nach den gegebenen Bedingungen 
entscheiden, besonders um anstehende Prüfungen zu ermöglichen. 

- Die Kindertagesstätten bleiben bis auf weiteres geschlossen. 

-       Über eventuelle Spezifika der Lockerung der Maßnahmen wird 
die Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern bis 16. 05. 2020 
entscheiden und in den Medien darüber ausreichend berichten. 

Außenminister Heiko Maas mahnte, man brauche eine Exitstrategie, 
die alle Risiken sorgfältig abwägt. «Der Blick über unsere Grenzen, wo 
es in einigen Ländern leider tagtäglich neue bittere Todeszahlen gibt, 
zeigt: Jeder Tag, den Kontaktsperren zu früh aufgehoben werden, 
kann für die Gesundheit vieler Menschen dramatische Folgen 
haben», sagte der SPD-Politiker der «Rheinischen Post» am 14. 04. 
2020. 

Die Ministerpräsidentenrunde betonte den gemeinschaftlichen 
Geist und die gemeinsame Verantwortung beim Kampf gegen das 
Virus. Es ginge darum, nicht zu viel zu riskieren. Wir werden noch in 
einer längeren Zeit der Pandemie leben müssen. Die Bundes-
kanzlerin sprach von einem „zerbrechlichen Zwischenerfolg“. 
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